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Im Rahmen der Plenartagung am 16./17. Dezember 2009 nahmen der Generaldirektor der Welternäh​rungsorganisation FAO, Dr. Jacques DIOUF, der UN-Sonderberichterstatter für das Recht auf Nah​rung, Olivier DE SCHUTTER, und der Generaldirektor des ostafrikanischen Bauernverbands EAFF, Stephen MUCHIRI, an der Sitzung am Mittwoch teil, in der auch Strategien für die Ernährungssi​cherheit erörtert wurden.
Die Plenartagung wurde am Donnerstag fortgesetzt. Teilgenommen hat der Präsident des Netzes der nationalen Wirtschafts- und Sozialräte und des bulgarischen Wirtschafts- und Sozialrates, Lalko DULEVSKI, der den Bericht über die Sitzung der Präsidenten und Generalsekretäre der nationalen Wirtschafts- und Sozialräte und des EWSA in Sofia (27.11.) und die Bilanz der bulgarischen Präsi​dentschaft vorgestellt hat.

Es wurden folgende Stellungnahmen verabschiedet:
1. ERNÄHRUNGSSICHERHEIT

· Handel und Ernährungssicherheit
Berichterstatter: Mario CAMPLI (Verschiedene Interessen – IT)

Mitberichterstatter: Jonathan PEEL (Arbeitgeber – UK)
Referenz: Sondierungsstellungnahme – CESE 1953/2009
Kernaussagen:

Schlussfolgerungen und Empfehlungen:
· Die Europäische Union sollte die Grundsätze des Rechts auf Nahrung zum festen Bestandteil ihrer handelspolitischen Maßnahmen machen und gemeinsam mit den anderen WTO-Mitglie​dern dafür Sorge tragen, dass diese Grundsätze auch fester Bestandteil der multilateralen Ver​handlungen werden.
· Die Europäische Union sollte weiterhin in den künftigen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen und den anderen Freihandelsabkommen der Zivilgesellschaft eine institutionelle Rolle ein​räumen, wie dies bereits im Abkommen Cariforum-EG vorgesehen ist.
· Die internationalen Finanzorganisationen sollten eine angemessene Regelung der Finanz​märkte ausarbeiten, um Spekulationen mit landwirtschaftlichen Rohstoffen zu verhindern. Außerdem sollte die internationale Gemeinschaft ein internationales System zur Anlegung von Nahrungsmittelvorräten schaffen und dieses eng mit dem Frühwarnsystem der FAO abstimmen.
· Die EU sollte sich insbesondere in Afrika für eine stärkere regionale Integration einsetzen, da diese ein Faktor für die Förderung sowohl der Entwicklung als auch der Ernährungssicherheit sowie ein wesentliches Element bei der für 2010 geplanten Überarbeitung des Abkommens von Cotonou ist.
· Die WTO-Mitglieder sollten gewährleisten, dass die strategische Überprüfung der Handelspo​litik eine Debatte auslöst über die Form der künftigen Handelsverhandlungen im Agrarbe​reich, in deren Rahmen der Ernährungssicherheit ein Sonderstatus eingeräumt würde, sowie über die Gestaltung der künftigen technischen Unterstützung für die Entwicklungsländer. Weiterhin sollten die WTO-Mitglieder die Doha-Entwicklungsrunde entsprechend dem Vor​schlag der G20 vor Ende 2010 abschließen, um der eingegangenen Verpflichtung sowohl in Bezug auf die Entwicklung als auch die Millenniumsentwicklungsziele Ausdruck zu verleihen.
Ansprechpartnerin: 
Tuula Turunen

(Tel.: 00 32 2 546 93 68 – E-Mail: tuula.turunen@eesc.europa.eu) 
2. WIRTSCHAFTS- UND FINANZKRISE
· Finanzkrise: Auswirkungen auf die Realwirtschaft
Berichterstatter: Carmelo CEDRONE (Arbeitnehmer – IT)

Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 1935/2009
Kernaussagen:
Ein großer gemeinsamer Wille zum koordinierten Vorgehen ist erforderlich, um die wirtschaftliche Erholung zu unterstützen und eine Wiederholung der für die gegenwärtigen Störungen verantwortli​chen Ereignisse zu verhindern.

· Steueroasen und das Bankgeheimnis sind zu beseitigen, und man muss zur Unterscheidung zwi​schen Handels- und Investmentbanken zurückkehren;
· Es wäre wünschenswert, auf eine dritte weltweite Referenzwährung (die Währung Chinas) hinzu​arbeiten;
· Ein zweites, massiveres europäisches Konjunkturprogramm ist erforderlich;

· die Politik in den in die Zuständigkeit der EU fallenden Bereichen muss ausgehend von der Ver​einfachung der Verfahren und Vorschriften radikal geändert werden;

· für die Finanzierung europäischer Netze (Energie, Verkehr und Kommunikation) müssen Gemeinschaftsanleihen aufgelegt werden;

· es muss eine gemeinsame Linie gegenüber den europäischen Banken vereinbart werden, um diese dazu zu bewegen, wieder zu einer normalen Kreditvergabe an die Unternehmen mit speziellen Modalitäten für die KMU zurückzukehren, z.B. mittels Schuldenaufschub, Aktivierung von Garantiefonds oder Direktfinanzierung durch die Mitgliedstaaten und die EIB;

· sofern dies nicht bereits der Fall ist, müssen die Arbeitnehmer der KMU Zugang zu Maßnahmen zur sozialen Abfederung, z.B. zu Unterstützungsmaßnahmen bei Arbeitslosigkeit erhalten;

· es müssen fiskalpolitische Maßnahmen vereinbart werden, um - zusammen mit makroökonomi​schen und geldpolitischen Anreizen - die Nachfrage, die wirtschaftliche Erholung und die Beschäf​tigung zu beleben;

· der heute viel zu stark parzellierte Arbeitsmarkt muss "europäischer" werden;

· es muss ein "europäischer Pakt für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" geschlos​sen werden;

· Formen der Beteiligung der Arbeitnehmer am Leben der Unternehmen zur Schaffung und/oder Ausdehnung der "Wirtschaftsdemokratie" sind vorzusehen; außerdem muss der soziale Dialog verbessert und ausgeweitet werden;

· mittels Investitionen zur Verbesserung der Qualität und Verfügbarkeit von Dienstleistungen ist ein Wandel in der "Verbraucherpolitik" sowohl in Bezug auf den privaten als auch den kollekti​ven Verbrauch z.B. der großen Netze herbeizuführen; 

· die Mittel des Globalisierungsfonds müssen aufgestockt werden; für junge Menschen, die ein Unternehmen gründen wollen, sowie für entlassene Arbeitnehmer, die sich selbstständig machen wollen, muss (gemeinsam mit den Hochschulen) ein Programm aufgelegt werden, wobei auch die Unternehmen der Sozialwirtschaft als Alternative berücksichtigt werden sollten;

· es müssen Maßnahmen zur Senkung der Steuerlast auf Arbeitseinkommen vereinbart werden;

· das Erasmus-Programm muss schrittweise auf alle interessierten Studierenden an den Hochschu​len ausgeweitet werden;

· alle Gemeinschaftsverfahren müssen so weit wie möglich VEREINFACHT werden.

Ansprechpartner: 
Gilbert Marchlewitz
(Tel.: 00 32 2 546 93 58 – E-Mail: gilbert.marchlewitz@eesc.europa.eu) 
· Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Bewältigung der Krise
Berichterstatter: Luca JAHIER (Verschiedene Interessen – IT)
Referenzen: KOM(2009) 160 endg. – CESE 1954/2009
Kernaussagen:

· Der EWSA begrüßt die Mitteilung der Kommission, weist aber darauf hin, dass die zwei größ​ten Schwachstellen der Mitteilung darin bestehen, dass keine zusätzlichen Mittel bereitgestellt werden und dass die krisenbezogenen Entscheidungen eine zeitlich begrenzte Wirkung haben, wie etwa die vorgezogene Auszahlung von für das laufende Jahr gebundenen Mitteln.

· Angesichts der doppelten Auswirkungen der Energie- und Nahrungsmittelkrise in den Ent​wicklungsländern sind alle im Laufe der letzten Jahre eingegangenen Verpflichtungen unbe​dingt einzuhalten, und es müssen umfangreiche zusätzliche Mittel bereitgestellt werden. In diesem Zusammenhang unterstützt der Ausschuss den Vorschlag, mindestens 0,7% der von der internationalen Gemeinschaft zur Bewältigung der Krise mobilisierten Gelder für Ent​wicklungsländer aufzubringen.
· Der Ausschuss ist der Auffassung, dass im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung der Ent​wicklungsländer der Agrarsektor, die Ernährungssicherheit und der Klimawandel strategische Prioritäten sein sollten.

· Der EWSA fordert die neue Kommission auf, eine internationale Führungsrolle in Bezug auf das Engagement für eine tiefgreifende Reform dder Entwicklungshilfe- und –investitionsar​chitektur zu übernehmen, den Herausforderungen des "grünen Wachstums" und der Migration gerecht zu werden und die Bemühungen um mehr Wirksamkeit, Transparenz und Effizienz der Entwicklungshilfearchitektur wieder anzukurbeln.
· Der EWSA weist auf die Schlüsselposition nichtstaatlicher Akteure bei der Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Bewältigung der Krise hin und bemängelt, dass die Mitteilung in keiner Weise auf die Bedeutung dieser Akteure eingeht.
· Der Ausschuss unterstützt die Schaffung und Verabschiedung neuer innovativer Finanzie​rungsmechanismen für die Entwicklungszusammenarbeit, wie etwa die "Tobin-Steuer". Beson​ders wichtig ist es, die zentrale Bedeutung der Überweisungen der Immigranten anzuerken​nen, indem der Beschluss der G-8 zur Reduzierung der Überweisungsprovisionen um 50% umgesetzt wird und auch Strategien für einen besseren Schutz der zugewanderten Arbeitneh​mer vor den Auswirkungen der Krise ausgearbeitet werden.

· Maßnahmen zur Öffnung der Märkte sollten aufrechterhalten werden; gleichzeitig müssen die Doha-Verhandlungen wieder aufgenommen, die regionalen Integrationsprozesse unterstützt und die Finanzierungsinstrumente für den Handel intensiviert werden, wobei den Erfordernis​sen eines für die ärmsten Länder fairen und gerechten Handels besondere Aufmerksamkeit zukommen sollte.

· Korruption und Steuerbetrug (Steuerhinterziehung und Steuerflucht) sollten weltweit mit absolutem Vorrang bekämpft werden, wodurch neue, umfangreiche Mittel für die Entwick​lungsmaßnahmen freigesetzt würden. Der EWSA ruft die Kommission auf, sich möglichst bald mit dieser Thematik zu befassen und entsprechende Vorschläge zu erarbeiten.

Ansprechpartnerin: 
Susanna Baizou

(Tel.: 00 32 2 546 98 45 – E-Mail: susanna.baizou@eesc.europa.eu) 
3. BESCHÄFTIGUNG UND MOBILITÄT

· Grünbuch – Die Mobilität junger Menschen zu Lernzwecken fördern
Alleinberichterstatterin: Eve PÄÄRENDSON (Arbeitgeber – EE)
Referenzen: KOM(2009) 329 endg. – CESE 1940/2009
Kernaussagen:

· Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss befürwortet vorbehaltlos die Bemühungen der Europäischen Kommission zur Förderung der Mobilität junger Menschen zu Lernzwecken.
· Die Ziele der Lernmobilität können nur dann erreicht werden, wenn eine uneingeschränkte und umfassende Zusammenarbeit zustande kommt und auf allen Ebenen entsprechende Anstrengun​gen unternommen werden.

· Die Beziehung zwischen der Lernmobilität und der Beschäftigungsfähigkeit muss besser und mit größerem Nachdruck vermittelt werden

· Um die Wettbewerbsfähigkeit Europas zu erhalten, ist es wichtig, die Mobilität junger Europäer zu fördern: Es sollten gleichzeitig ernsthafte Bemühungen unternommen werden, die Abwande​rung von Fachkräften aus Europa zu verhindern und Europa zu einer attraktiven Wirkungsstätte für Wissenschaftler sowohl europäischer Herkunft als auch aus Drittstaaten zu machen.

· Zur Verbesserung der Finanzierung sollte die EU alle bestehenden Mechanismen und Partner mobilisieren und die Mobilität als Querschnittsthema in alle relevanten Politikbereiche integrieren.

· In allen Mobilitätsprogrammen sollte die Europäische Qualitätscharta für Mobilität anerkannt wer​den, und die bestehenden Programme sollten zwecks Vereinfachung der Verfahren überarbeitet werden.

· Diese Verpflichtung zur Mobilität sollte innerhalb des neuen strategischen Rahmens für die euro​päische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung durch einen ehrgeizigen Leistungsvergleich ihren Ausdruck finden.
· Es sollte ein einheitliches europäisches Internetportal eingerichtet werden, von dem sämtliche Informationen über gesamteuropäische Programme zur Förderung der Lernmobilität problemlos abrufbar sind.
· Zur Förderung der Lernmobilität sollte in den Lehrplänen aller Aus- und Weiterbildungseinrich​tungen dem Fremdsprachenunterricht in allen Stufen vorrangige Bedeutung beigemessen werden.
Ansprechpartnerin:
Irina Fomina
(Tel.: 00 32 2 546 80 91 – E-Mail: irina.fomina@eesc.europa.eu) 
· Ein abgestimmtes Vorgehen zur Verbesserung der Karrieremöglichkeiten und der Mobilität der Forscher in der Europäischen Union
Berichterstatter: Pedro ALMEIDA FREIRE (Arbeitgeber – PT)
Referenzen: Initiativstellungnahme – CESE 1941/2009
Kernaussagen:

Angesichts der Überarbeitung der Lissabon-Strategie, der Aufnahme eines neuen europäischen Inno​vationsplans und der Erneuerung der Vision des Europäischen Forschungsraums für 2020 sowie vor dem Hintergrund der Wirtschaftskrise ist es dringend notwendig, gemeinsame Ziele auf EU-Ebene festzulegen und Maßnahmen zu fördern, die auf die Sicherung des Niveaus der Humanressourcen in Forschung und Entwicklung abzielen.
Die Empfehlungen des Ausschusses lauten wie folgt:
· Stärkung der Humanressourcen in Wissenschaft und Technologie in Europa und Förderung der Mobilität, da dies Schlüsselfaktoren zur Sicherstellung des Erhalts der Wettbewerbsfähigkeit der EU auf globaler Ebene sind;

· umgehende Verbesserung der Koordinierung zwischen den Maßnahmen in den Bereichen Bil​dung, Forschung, Beschäftigung und soziale Sicherheit;

· Ausbau und bessere Koordinierung der bestehenden Programme im Bereich der Humanressour​cen und Förderung der Mobilität;

· Einrichtung einer Beobachtungsstelle für Humanressourcen in Wissenschaft und Technologie in Europa, um kohärente und vergleichbare Informationen über nationale Maßnahmen im Bereich Humanressourcen zusammenzustellen, zu analysieren und bereitzustellen und sich dabei nicht auf Europa zu beschränken, sondern die ganze Welt im Blick zu haben;
· Ergreifung koordinierter Maßnahmen zur Verbesserung der Karriere und Mobilität der Forscher in der EU hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingungen, beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten und sozialen Rechte;
· gebührende Berücksichtigung der Bedeutung des Ausbaus und der Qualifizierung der Humanres​sourcen in Wissenschaft und Technologie im neuen Europäischen Innovationspakt und bei der künftigen Überarbeitung der Lissabon-Strategie.

Ansprechpartnerin:
Maria Judite Berkemeier

(Tel.: 00 32 2 546 98 97 – E-Mail: mariajudite.berkemeier@eesc.europa.eu)

4. BERUFLICHE AUS- UND WEITERBILDUNG

· Partnerschaft zwischen Hochschule und Wirtschaft
Berichterstatter: Brendan BURNS (Arbeitgeber – UK)

Referenzen: KOM(2009) 158 endg. – CESE 1937/2009
Kernaussagen:

· Das Forum "Hochschule und Wirtschaft" sollte sich zunächst auf die Ebene der Hochschulbildung konzentrieren und seinen Einfluss erst dann auf andere Bildungseinrichtungen ausweiten, wenn Erfahrung im Hochschulbereich gesammelt wurde.
· Die Zusammenarbeit mit Unternehmen und die Einrichtung des Forums müssen zielgerichtet sein und dürfen nicht in einem Mechanismus enden, der kaum über das Einwerben weiterer Drittmittel für bestehende Tätigkeiten der Hochschulen hinausgeht.

· Der EWSA spricht sich für eine gleichwertigere Partnerschaft zwischen Hochschulen und Unter​nehmen aus, bei der beide Seiten Veränderungen voranbringen und wertvolle Beiträge liefern.
· Bezüglich des lebenslangen Lernens bedarf es empirischer Untersuchungen zur eindeutigen Ermittlung der Aufgaben von Unternehmen und der erwarteten Ergebnisse, bevor sich das Forum der Entwicklung von Zielen für die allgemeine und berufliche Bildung zuwendet.
· Die Unternehmen müssen Verantwortung bei der Festlegung von Ergebnissen bezüglich dessen übernehmen, was am Arbeitsplatz geleistet wird bzw. werden muss. 
· Der Zugang zu Programmen für lebenslanges Lernen darf nicht an vorherige akademische Leis​tungen oder den Erwerb spezifischer Qualifikationen gebunden sein. Lebenslanges Lernen muss sich auf die praktischen Bedürfnisse der Arbeitnehmer/innen und auf die Anforderungen ihres Arbeitsplatzes beziehen. Fortbildungsmaßnahmen am Arbeitsplatz sollten stets ergebnisorientiert sein. Der Erwerb von Qualifikationen sollte nicht das Hauptziel lebenslangen Lernens sein.
· Im Unternehmen ist praktische Erfahrung durch nichts zu ersetzen. Daher sollte das Forum Vor​schläge dafür erarbeiten, wie Hochschüler/innen praktische Erfahrungen mit großen und kleinen Unternehmen sammeln können.
· KMU und Kleinstunternehmen sollten ermutigt werden, sich stärker am Forum zu beteiligen.
Ansprechpartnerin: 
Irina Fomina
(Tel.: 00 32 2 546 80 91 – E-Mail: irina.fomina@eesc.europa.eu) 
5. FORSCHUNG UND TECHNOLOGISCHE ENTWICKLUNG

· Neue Horizonte für die IKT: eine Strategie für die europäische Forschung auf dem Gebiet der neuen und künftigen Technologien
Berichterstatterin: Anna Maria DARMANIN (Arbeitnehmer – MT)

Mitberichterstatter: Gerd WOLF (Verschiedene Interessen – DE)

Referenzen: KOM(2009) 184 endg. – CESE 1932/2009
Kernaussagen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss unterstützt die Vorschläge, die die Europäische Kommission in ihrer Mitteilung über neue und künftige Technologien unterbreitet. Er befürwortet außerdem die vorgeschlagene Aufstockung der Haushaltsmittel für die FET-Forschung innerhalb des IKT-Themas um jährlich 20%.

Diese Aufstockung entspricht jedoch gerade einmal der geplanten Mittelerhöhung für das IKT-Pro​gramm insgesamt, der relative Anteil der FET-Programme würde sich daher nicht ändern. Darum empfiehlt der Ausschuss, diesen Anteil im 7. FTE-Rahmenprogramm schrittweise auf 15% zu erhö​hen und eine weitere Aufstockung im Rahmen des 8. FTE-Rahmenprogramms vorzunehmen.

In Bezug auf die "Regeln für die Beteiligung" am 7. FTE-Rahmenprogramm fordert der Ausschuss die Mitgliedstaaten und ihre Finanzierungseinrichtungen auf, den von ihnen geforderten Beitrag zur erfolgreichen Durchführung des Programms zu leisten.

Der Ausschuss fordert die Europäische Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Spitzentalente in die Forschung zu holen und eine Abwanderung der besten Jungforscher zu verhindern. Er stellt mit Zufriedenheit fest, dass einige Forschungsorganisationen bereits erfolgreiche Programme umgesetzt haben, um dieser Herausforderung zu begegnen.
Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran


(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: claudia.dreweswran@eesc.europa.eu) 
6. UNTERSTÜTZUNG VON UNTERNEHMEN

· Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (Neufassung) 
Berichterstatterin: Ana BONTEA (Arbeitgeber – RO)

Referenzen: KOM(2009) 126 endg. – 2009/0054 (COD) – CESE 1930/2009
Kernaussagen:

Der Ausschuss begrüßt und unterstützt die Verbesserung des Rechtsrahmens und die dadurch mögli​che Verkürzung der Zahlungsfristen sowie die Bekämpfung von Zahlungsverzug.

Die vorhandenen rechtlichen Bestimmungen reichen aber nicht aus. Es sind zahlreiche weitere, umfas​sende Maßnahmen und die Ausweitung der Zusammenarbeit auf allen Ebenen erforderlich sowie die Festlegung kurzer und verbindlicher Zahlungsfristen für alle öffentlichen Behörden und Einrichtungen.

Der Ausschuss

· hält für das öffentliche Auftragswesen und den gesamten Geschäftsverkehr eine Reihe von Ver​besserungen am Richtlinienvorschlag für erforderlich;
· betont, dass zur vollständigen Verwirklichung der Ziele der Richtlinie Maßnahmen erforderlich sind, die den KMU einen breiteren Zugang zum öffentlichen Auftragswesen ermöglichen;
· spricht sich dafür aus, im Hinblick auf eine erfolgreiche Umsetzung der Richtlinie in einzelstaatli​ches Recht die Zusammenarbeit und einen soliden sozialen Dialog zwischen Behörden, Sozial​partnern und KMU-Verbänden zu fördern;

· schlägt vor, eine spezialisierte Website einzurichten, auf der zu jedem Mitgliedstaat sachdienliche Informationen über die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht, den Rechtsrahmen und die geltenden Verfahren zur Eintreibung von Forderungen einschließlich Schiedsgerichtsbarkeit und Mediation sowie weitere nützliche Informationen eingestellt werden.

Ansprechpartnerin:
Magdaléna Carabin Belarova

(Tel.: 00 32 2 546 83 03 – E-Mail: magdalena.carabinbelarova@eesc.europa.eu) 
· Unterstützung der KMU bei der Anpassung an die weltweiten Marktver​änderungen
Berichterstatter: Claudio CAPPELLINI (Verschiedene Interessen – IT)

Ko-Berichterstatter: Ulrich PAETZOLD (DE – Kat. 1)

Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 1942/2009
Kernaussagen:

Mit dieser Stellungnahme werden acht Empfehlungen unterbreitet, um Maßnahmen aufzuzeigen, die die KMU bei ihrer Anpassung an die weltweiten Marktveränderungen nutzen können.

Empfehlung 1: Entscheidungsfreiheit für die Unternehmer. Die Unternehmer, ihr Recht auf Entschei​dung sowie der Umstand, dass sie selbst die Folgen ihrer Entscheidungen tragen, müssen respektiert werden. Fördermaßnahmen für Unternehmen sollen den Unternehmern bei der Bewältigung der weltweiten Marktveränderungen helfen, dürfen aber kein Ersatz für die eigentliche unternehmerische Entscheidung sein oder dem Unternehmer das Risiko seiner Entscheidung abnehmen.

Empfehlung 2: Freie Märkte. Marktöffnungen, die Durchsetzung globaler Handelsnormen und die Pflege des Binnenmarktes sind nach wie vor die wirkungsvollsten Instrumente zur Förderung export​orientierter KMU.

Empfehlung 3: Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des Handels durch höhere Qualität. Die euro​päischen Normen sowie die Vorteile, die sich aus ihrer Einhaltung und der vollen Teilnahme an Pro​grammen zur Qualitätsverbesserung ergeben, müssen bei Werbekampagnen in Drittstaaten bekannt gemacht werden. Zugleich sollte betont werden, dass die Einhaltung der EU-Normen eine Bedingung für die Einfuhr von Gütern und Dienstleistungen in die EU ist.

Empfehlung 4: Handelspolitik nach dem Prinzip "Vorfahrt für KMU in Europa". Bei Partnerschaften zur Eröffnung des Marktzugangs müssen sich die KMU stärker untereinander abstimmen, um dem komplexen Verfahren der Handelsverhandlungen gewachsen zu sein.

Empfehlung 5: Politik, die auf die KMU zugeschnitten ist. Die Erfahrungen der KMU mit den Hemm​nissen der Internationalisierung und die Sicht der Politiker bezüglich dieser Hemmnisse weichen von​einander ab. Lokale und nationale Zwischenstellen, die mit den KMU vertraut sind, müssen für prak​tische und zugängliche Unterstützung Sorge tragen.

Empfehlung 6: Unterstützung durch die eigenen Arbeitnehmer. Die KMU müssen auf dem Arbeits​markt qualifizierte und engagierte Mitarbeiter finden können.

Empfehlung 7: Die KMU brauchen Netze, insbesondere wenn sie sich global aufstellen. Diese Netze schaffen Möglichkeiten für die KMU, bringen aber auch spezifische Probleme mit sich, etwa bezüg​lich der Rechte am geistigen Eigentum und Großkunden. Eine branchenspezifische Herangehensweise könnte hier bessere Ansätze bieten.

Empfehlung 8: Innovation und Evaluation. Die Politiker müssen Innovationen in der Realwirtschaft durchführen. Die Politik muss schnell auf neue Herausforderungen reagieren. Sie muss an soliden Qualitätsmaßstäben gemessen werden und ein offenes Ohr für repräsentative Interessenträger haben, um von den Erfolgen und dem Wandel der Leistungsfähigkeit zu lernen.

Ansprechpartnerin:
Aleksandra Wieczorek
(Tel.: 00 32 2 546 93 89 – E-Mail: aleksandra.wieczorek@eesc.europa.eu)

7. STEUERN UND ZOLLUNION

· Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für Ein​fuhren gewerblicher Waren in die autonomen Regionen Azoren und Madeira
Hauptberichterstatter: Mário SOARES (Arbeitnehmer – PT)

Referenzen: KOM(2009) 370 endg. – 2009/0125 (CNS) - CESE 1933/2009
Ansprechpartnerin:
Amelia Munoz Cabezon
(Tel.: 00 32 2 546 83 73 – E-Mail: amelia.munozcabezon@eesc.europa.eu) 
· Förderung des verantwortungsvollen Handelns im Steuerbereich
Berichterstatter: Umberto BURANI (Arbeitgeber – IT)

Referenzen:  KOM(2009) 201 endg. – CESE 1936/2009
Kernaussagen:
Der EWSA

· ist mit den vorgeschlagenen Maßnahmen und den Erwägungen der Kommission voll einverstanden.

· würde es begrüßen, dass die EU entschieden und verantwortungsvoll handelt: Es sollte Schluss sein mit einer Politik, die zahlreichen Ländern bei der Zusammenarbeit im Steuerbereich bedin​gungslos und ohne Gegenleistung Hilfen gewährt.

Der EWSA nutzt die Gelegenheit, um sich auch mit anderen, thematisch eng verbundenen Aspekten zu befassen:

· Die Geldwäsche-Richtlinie sollte wieder auf ihr erklärtes Ziel beschränkt werden, indem Steuer- und Finanzdelikte ausgeschlossen werden, wenn diese keinen kriminellen oder terroristischen Hintergrund haben; im Gegenzug sollten die Steuerrichtlinien jene Straftaten, die einen eindeuti​gen kriminellen oder terroristischen Hintergrund haben, aus dem Zuständigkeitsbereich der Steu​erbehörden herausnehmen.

· Das Problem ist auch der Aufteilung der Befugnisse und Zuständigkeiten zwischen dem Rat der Innen- und Justizminister anzukreiden.

· Ein schwieriges Problem, über das nicht gesprochen wird, ist das der Billigflaggen. Sie sind Quelle beträchtlicher Kapitalströme, die zwar vor dem Fiskus sicher, aber völlig legal sind. 
· Im Kampf gegen die Steueroasen gilt es, unerwünschte Auswirkungen auf legale Aktivitäten und die Umlenkung des Kapitals in Richtung weniger kooperativer Zentren zu vermeiden.

Ansprechpartner:
Gerald Klec
(Tel.: 00 32 2 546 99 09 – E-Mail: gerald.klec@eesc.europa.eu) 
8. RAUM DER FREIHEIT, DER SICHERHEIT UND DES RECHTS

· Gerichtliche Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung von Ent​scheidungen in Zivil- und Handelssachen (Grünbuch)
Berichterstatter: Bernardo HERNÁNDEZ BATALLER (Verschiedene Interessen – ES)

Referenzen: KOM(2009) 175 endg. – CESE 1931/2009
Kernaussagen:

· Der EWSA teilt den Standpunkt der Europäischen Kommission, dass das Exequaturverfahren auf​gehoben werden sollte, um die Freizügigkeit der gerichtlichen Entscheidungen im Binnenmarkt und die Vollstreckung dieser Entscheidungen für die Bürgerinnen und Bürger und die Unterneh​men zu erleichtern.

· Er erachtet es als zweckmäßig, den Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 44/2001 auf Verwal​tungsentscheidungen auszudehnen.

· Er ist zudem der Auffassung, dass Maßnahmen ergriffen werden sollten, die den länderübergrei​fenden Einsatz von Schiedsverfahren erleichtern, und plädiert für die Festlegung einer supranatio​nalen und einheitlichen Kollisionsnorm hinsichtlich der Gültigkeit von Schiedsvereinbarungen, die auf das Recht des Staats verweist, in dem das Schiedsverfahren stattfindet. Dabei sollte jedoch das New Yorker Übereinkommen unangetastet bleiben.

· Ein gemeinsames Konzept für supranationale Regelungen zur Aufstellung präziser und klarer Regeln über die gerichtliche Zuständigkeit wird den Rechtsschutz für die Bürger verbessern und eine harmonisierte Anwendung zwingender EG-Rechtsvorschriften sicherstellen.

· Ferner sollten Vorschriften erlassen werden, durch die die Rechtssicherheit erhöht und die hohen Kosten verringert werden, die sich aus der möglichen Doppelung von Verfahren vor nationalen Gerichten auf dem Gebiet des geistigen Eigentums ergeben.

· Für gerichtliche Verfahren, in denen es um die Auslegung bindender Schutzrechte geht, etwa bei Rechten aus Arbeitsverträgen oder Vertragsbeziehungen mit Verbrauchern, sollte die Verordnung Nr. 44/2001 geändert werden, damit eine Bündelung von Klagen ermöglicht wird, die zu einer wirksamen Durchführung von Sammelklagen vor den Gerichten verhilft.

Ansprechpartnerin:
Maria Jose Lopez Grancha
(Tel.: 00 32 2 546 87 13 – E-Mail: mariajose.lopezgrancha@eesc.europa.eu) 
· Schutz kritischer Informationsinfrastrukturen
Berichterstatter: Thomas McDonogh (Arbeitgeber – IE)

Referenzen: KOM(2009) 149 endg. – CESE 1948/2009
Ansprechpartner:
Georgios Karageorgos
(Tel.: 00 32 2 546 87 54 – E-Mail: georgios.karageorgos@eesc.europa.eu)
9. ENERGIE UND VERKEHR

· Programm zur Unterstützung der europäischen Luftfahrt
Berichterstatter: Jacek KRAWCZYK (Arbeitgeber – PL)

Ko-Berichterstatter: Marcel PHILIPPE (FR – Kat. 2)
Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 1944/2009
Kernaussagen:

Die betriebenen Flotten sind im Durchschnitt relativ alt (was die Ergebnisse der Fluggesellschaften beeinträchtigt); deshalb muss eine strukturierte Luftfahrzeug-Verschrottungsbranche aufgebaut werden.
Die zyklischen Schwankungen der Wirtschaft und der Wettbewerbsdruck sollten von der Wertschöp​fungskette in ihrer Gesamtheit (Flughäfen, Flugzeugbauer, Treibstofflieferanten, Bodenabfertigungs​dienste, Flugsicherungsorganisationen, Luftverkehrsgesellschaften) aufgefangen werden.

Die Kommission sollte alle notwendigen Verfahren einleiten, um die 80-Prozent-Slot-Regel für die Wintersaison 2009/2010 auszusetzen.

Gefährdeten Unternehmen sollte staatliche Unterstützung im Hinblick auf die Erhaltung von Arbeits​plätzen und Qualifikationen zuteil werden, indem zum Beispiel der Zugang zu Berufsbildungsmaß​nahmen in konjunkturschwachen Zeiten verbessert wird.

Eine solche koordinierte öffentliche Unterstützung (seitens der EU, der Mitgliedstaatsregierungen, der Regionen usw.) ist unerlässlich, um die Krise zu meistern. 

Die Europäische Investitionsbank sollte ihre Politik ändern und wie vor 2007 Darlehen für europäi​sche Luftverkehrsgesellschaften zur Verfügung stellen. Diese politische Kehrtwende sollte rasch voll​zogen werden, um insbesondere die Finanzierung des Baus neuer Flugzeuge zu ermöglichen. Es geht hier nicht um die Finanzierung einer Flottenerweiterung. 

Ferner sollten Mechanismen zur Deckung der Finanzrisiken (beispielsweise aufgrund von Währungs​schwankungen) vorgesehen werden (vgl. CCMI/047 Ziffer 4.6). Dies könnte auch in Form von Bürg​schaften für Darlehen auf der Grundlage rückzahlbarer Vorschüsse oder von EIB-Darlehen erfolgen. 

Es müssen zusätzliche Finanzmittel für Forschung und Entwicklung in der Luftfahrtindustrie bereitge​stellt werden, damit diese sich auf die künftigen Herausforderungen wie z.B. die Teilnahme am EU-Emissionshandelssystem einstellen kann. 

In Anbetracht der innovatorischen und strategischen Bedeutung der Luftfahrtindustrie für die indus​trielle und technologische Basis Europas könnte eine starke Förderung der (durch die Krise beein​trächtigten) Forschung und Entwicklung durch anhaltende Bemühungen der EU im Rahmen der Umsetzung des siebten und im künftigen achten Forschungsrahmenprogramm erreicht werden.

Das zweite Paket zum einheitlichen europäischen Luftraum muss dringend umgesetzt werden. Die Zersplitterung des europäischen Luftraums verursacht erhebliche Belastungen nicht nur für die Flug​gäste, sondern auch für die Luftverkehrsgesellschaften. 

Alle Mitgliedstaaten müssen angehalten werden, die Richtlinie über die Flughafenentgelte möglichst rasch umzusetzen. 

Die Kommission plant eine Mitteilung an die Mitgliedstaaten und EUROCONTROL über ein Mora​torium für ATC-Gebühren. 

Die Anhörung der Luftraumnutzer im Hinblick auf die Festlegung der Flugsicherungsgebühren, die in der Verordnung Nr. 1794/2006 vorgeschrieben wird, muss von den europäischen Institutionen durch​gesetzt werden.

Es muss gewährleistet sein, dass sich die EASA ausschließlich mit Sicherheitsbelangen befasst.

Um auf internationaler Ebene für faire Ausgangsbedingungen zu sorgen, müssen mehr internationale Luftverkehrsabkommen zwischen der EU und Drittstaaten geschlossen werden.

Ansprechpartner:
ccmi2@eesc.europa.eu 
· Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimmter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge (Paket "Grüner Verkehr")
Berichterstatter: Gérard DANTIN (Arbeitnehmer – FR)

Referenzen: KOM(2008) 436 endg. – 2008/0147 (COD) – CESE 1947/2009
Kernaussagen:
Angesichts der Globalisierung der Wirtschaft ist die Wettbewerbsfähigkeit des Straßenverkehrs zuge​gebenermaßen ein wichtiger Parameter. Der Ausschuss vertritt jedoch die Auffassung, dass die Anwendung des Verursacherprinzips, die er befürwortet, und das Gemeinwohlstreben dazu führen müs​sen, dass die Förderung dieser Wettbewerbsfähigkeit mit Maßnahmen verknüpft wird, die der Ver​ringerung der Umweltverschmutzung, der Lärmbelästigung, der Landschaftszerstörung und der sozia​len Kosten (z.B. Kosten in Verbindung mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen, indirekte Unfallkos​ten, Überlastungskosten usw.) dienen, die die Gesellschaft und somit die Unionsbürger mit erhebli​chen wirtschaftlichen Kosten belasten. Der Ausschuss begrüßt daher diesen Richtlinienvorschlag, im Interesse der Kohärenz allerdings nur unter der Bedingung, dass die Europäische Kommission die in der im Juli 2009 verabschiedeten Stellungnahme des EWSA zur "Strategie zur Internalisierung exter​ner Kosten" enthaltenen Bemerkungen berücksichtigt
.

Wenn die EU Maßnahmen zur Anlastung der externen Kosten auf den Weg bringen will, müssen diese auch auf die anderen Verkehrsträger Anwendung finden. Ungeachtet der vor kurzem erfolgten Umsetzung der Richtlinie 2006/38/EG teilt der Ausschuss die Meinung von Rat und Europäischem Parlament, dass diese Richtlinie zur Verbesserung ihrer Wirksamkeit überarbeitet werden muss. Dies​bezüglich erachtet der Ausschuss den auf Initiative des Europäischen Parlaments ausgearbeiteten Richtlinienvorschlag als sinnvoll. Zudem wird die praktische Durchführung bestimmter Maßnahmen des logistischen Aktionsplans für den Straßenverkehr wie der Einsatz intelligenter Kommunikations​systeme, die direkt an die Inbetriebnahme der Verkehrsanwendungen von GALILEO gekoppelt sind, zweifellos zur Verringerung der externen Kosten des Verkehrs beitragen.
Der Ausschuss ist sich durchaus bewusst, dass die Straßenverkehrsunternehmen derzeit durch die Überlastungskosten, die ihre Produktivität beeinträchtigen, benachteiligt werden. Seiner Meinung nach werden jedoch sämtliche Maßnahmen zur Verringerung der Verkehrsüberlastung, die zum Teil Gegenstand dieses Richtlinienvorschlags sind, letztlich zu einer Steigerung der Produktivität des Stra​ßenverkehrs und anderer Verkehrsträger führen. Die aus den steuerlichen Einnahmen generierten Gewinne müssen für die Verbesserung der Qualität des Verkehrswesens in Bezug auf seine ökologi​sche, soziale und wirtschaftliche Leistung herangezogen werden.
Ansprechpartnerin :
Ana-Cristina Costea
(Tel.: 00 32 2 546 88 97 – E-Mail: ana-cristina.costea@eesc.europa.eu) 
· Seeverkehrspolitik der EU bis 2018
Berichterstatterin: Anna BREDIMA (Arbeitgeber – EL)

Referenzen: KOM(2009) 8 endg. – CESE 1949/2009

Kernaussagen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt die Mitteilung, und er kann zur Förderung der maritimen Identität der Europäischen Union beitragen. Die Seeverkehrsindustrie muss sich momentan drei großen Herausforderungen stellen: Verschärfung der Probleme der Branche durch die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise, die Debatten über Schiffsemissionen und der immer größere Mangel an Seeleuten weltweit.

Es ist unerlässlich, bei jungen Menschen für eine Berufslaufbahn im Seeverkehr zu werben und gleichzeitig Berufsbindungsmaßnahmen zu setzen. Dazu haben alle Mitgliedstaaten die maritimen Ausbildungsstätten qualitativ weiter zu entwickeln. Es sind langfristige Programme der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen an Bord zu entwickeln und eine Erhöhung der Schiffsbesetzung anzustreben, z.B. durch eine Richtlinie zur Minimumbesetzung.

Die Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen im Seeverkehr könnten ein wichtiges Mittel sein, um faire Ausgangsbedingungen und die internationale Wettbewerbsfähigkeit der EU-Flotte sicherzustellen. Gleichzeitig fordert der Ausschuss, dass die EU-Beihilferegelungen ergänzt werden sollten und Beihilfen grundsätzlich nur an Flaggen in der EU vergeben werden sollten.

Das zwischen der EU und China geschlossene Seeverkehrsabkommen könnte als "bewährtes Verfah​ren" (Modellabkommen) für Verhandlungen mit anderen Ländern (z.B. Indien, Brasilien und Russ​land sowie den ASEAN- und Mercosur-Mitgliedstaaten) herangezogen werden.

Der Ausschuss bekräftigt seine Unterstützung für Investitionen in Forschung und Entwicklung umwelt​freundlicher Schiffe, Kraftstoffe und Häfen, mit denen neue "grüne" Arbeitsplätze geschaffen werden.

Der Ausschuss bekräftigt außerdem seine Forderung an die EU, gegen die zunehmenden Piraterie​überfälle auf Handelsschiffe in Afrika und Südostasien vorzugehen.

Ansprechpartner:
Sébastien Occhipenti 

(Tel.: 00 32 2 546 84 24 – E-Mail: sebastien.occhipenti@eesc.europa.eu) 
· Eine nachhaltige Zukunft für den Verkehr/Europäische Verkehrspolitik nach 2010
Berichterstatter: Lutz RIBBE (Verschiedene Interessen – DE)

Referenzen: KOM(2009) 279 endg. + Sondierungsstellungnahme – CESE 1950/2009

Kernaussagen:

Der EWSA teilt die Analyse der Kommission zur bisherigen Verkehrspolitik, dass man noch sehr weit von den selbst gesteckten Nachhaltigkeitszielen entfernt ist und dass grundlegende Richtungsänderun​gen notwendig sind.

Der EWSA weist darauf hin, dass es nicht nur bei ökologischen Zielsetzungen (wie Klimaschutz, Res​sourcenschonung, Biodiversität, Lärm, Luftbelastung …) noch erheblicher Anstrengungen bedarf, son​dern dass im Verkehrsbereich auch viele soziale Fragen unbeantwortet sind. Dies betrifft nicht nur die Arbeitnehmerrechte und die Arbeits- und Entlohnungsbedingungen der im Verkehrssektor Beschäftig​ten, ebenso wie die Frage, der Verfügbarkeit und des Zugangs von bzw. zu öffentlichen Verkehrsmit​teln für Behinderte, jüngere und ältere Menschen. Es geht zudem auch um die Wahlfreiheit der Ver​kehrsteilnehmer, die nicht über ein eigenes Auto verfügen können oder wollen.

Der Ausschuss unterstützt die im Kommissionsdokument aufgestellten Ziele, erkennt aber nicht, dass mit den beschriebenen Instrumenten schon die grundlegende Wende eingeleitet werden könnte. Ein Großteil der genannten Zielsetzungen ist hinlänglich bekannt, teilweise werden diese von der Kom​mission seit vielen Jahren erhoben. An der Umsetzung mangelt es aber.

Die Kommission sollte in ihrem endgültigen Weißbuch klare Handlungsoptionen vorlegen und kon​krete, quantifizierbare Ziele benennen. Für entscheidend hält der Ausschuss eine Debatte über die Frage, durch welche politischen und planerischen Entscheidungen Verkehr entsteht oder wie Verkehr vermieden werden kann. Die Kommission wird aufgefordert, diesen Fragen mehr Aufmerksamkeit zu schenken.

Ansprechpartnerin:
Ana-Cristina Costea 

(Tel.: 00 32 2 546 88 97 – E-Mail: ana-cristina.costea@eesc.europa.eu) 
· Energieinfrastrukturvorhaben / Unterrichtung der Kommission
Berichterstatter: Valerio SALVATORE (Arbeitnehmer – IT)

Referenzen: KOM(2009) 361 endg. – 2009/0106 (CNS)  –  CESE 1952/2009

Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss unterstützt diesen Vorschlag für eine Verordnung, da damit den jüngsten Entwicklungen der europäischen Energiepolitik Rechnung getragen wird. Der EWSA teilt die Überlegung, dass die notwendige Gewährleistung regelmäßiger und kohärenter Infor​mationen über das Energiesystem mit dem Ziel von weniger Verwaltungsaufwand und mehr Transpa​renz in Einklang gebracht werden muss. 

Der EWSA weist darauf hin, dass die im Anhang zum Verordnungsvorschlag angegebenen Mindest​größen von der Kommission im Einzelnen nicht ausreichend begründet werden. Es sollten gemeinsam mit den Akteuren des Energiesektors und den Organisationen der Zivilgesellschaft gründlichere Über​legungen angestellt werden, um für die Mindestgrößen die am besten geeigneten Schwellenwerte fest​zulegen.

Der EWSA hält die Sicherung der bestehenden Infrastrukturen und der neuen Vorhaben für außeror​dentlich wichtig. Die Investitionen der Wirtschaft sollten in erster Linie auf die Modernisierung, die Instandhaltung und die technologische Anpassung der Energienetze im Hinblick auf ihre Sicherheit abzielen, um Problemen vorzubeugen und die Energieeffizienz und ökologische Nachhaltigkeit zu gewährleisten.

Der EWSA hebt hervor, dass durch das Sammeln von Informationen und die Erhebung von Daten über die für die Gemeinschaft relevante Infrastruktur der Grundsatz der Energieversorgungssolidarität zwischen den Mitgliedstaaten gefestigt werden kann und eine Diversifizierung der Energieträger gefördert wird. 

Im Hinblick auf die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern muss nach Ansicht des EWSA unbedingt vermieden werden, dass kleinen und mittleren Unternehmen Verwaltungskosten oder –las​ten entstehen.

Nach Auffassung des EWSA sollten die Mitgliedstaaten bei neuen Energieinfrastrukturen die Mei​nung der Anlieger der geplanten Standorte berücksichtigen. Der EWSA empfiehlt der Kommission, dafür zu sorgen, dass die Kosten für diese Investitionen nicht auf die Verbraucher abgewälzt werden.

Ansprechpartner:
Sébastien Occhipenti

(Tel.: 00 32 2 546 84 24 – E-Mail: sebastien.occhipenti@eesc.europa.eu)

10. AGRARPOLITIK

· Bessere Ausrichtung der Beihilfen für Landwirte in Gebieten mit naturbe​dingten Nachteilen
Berichterstatterin: Ludmilla TODOROVA (Verschiedene Interessen – BG)

Referenzen: KOM(2009) 161 endg. – CESE 1945/2009

Kernaussagen:

Die Kommission schlägt vor, dass die Mitgliedstaaten die Anwendung von acht biophysikalischen Kriterien (niedrige Temperaturen, Hitze, Bodenentwässerung, Bodentextur und Steingehalt, Wurzel​tiefe, chemische Zusammensetzung des Bodens, Bodenwasserbilanz und Hangneigung) auf ihrem Hoheitsgebiet simulieren. Ein Gebiet gilt als benachteiligt, wenn 66% seiner Fläche mindestens eines der acht Kriterien erfüllen. Dies impliziert den Grundsatz der Zusätzlichkeit, d.h., dass bis zu acht ver​schiedene Einzelsummen addiert werden können (mögliche Überschneidungen nicht einberechnet), um zur Gesamtzahl der klassifizierten Landflächen in einer bestimmten Region zu gelangen. Obgleich Sinn und Zweck der Einteilung in Zonen darin besteht, gezielt die Regionen unterstützen zu können, in denen dies für die Erhaltung der Landwirtschaft von entscheidender Bedeutung ist, wird die vorge​schlagene Obergrenze als zu hoch angesehen. Es gibt zudem Bedenken, dass dies zu einem Aus​schluss bisher als benachteiligt eingestufter Gebiete führen könnte. Ferner sollten nach Ansicht des EWSA einige der vorgeschlagenen Grenzwerte im Hinblick auf eine Wiedergabe der realen Bedin​gungen sorgfältig geprüft werden. Ein Beispiel ist die von der Kommission vorgeschlagene 15%ige Hangneigung. 

Nach der Anwendung der biophysikalischen Kriterien könnte sich eine Nachjustierung der ausgewie​senen benachteiligten Gebiete als notwendig erweisen. Der EWSA ist der Ansicht, dass eine solche Feinabstimmung in diesem Falle erlaubt sein und auf Ebene der Mitgliedstaaten durchgeführt werden sollte. Nach Auffassung des EWSA wäre für diesen zusätzlichen Schritt ein produktionsbezogener Indikator, der die tatsächliche wirtschaftliche Situation des Betriebs wiedergibt und auch die Opportu​nitätskosten aufgrund von Familienarbeit und Eigenkapital berücksichtigt, am besten geeignet.

Da durch die neuen Kriterien bestimmte Gebiete, die derzeit als förderfähig eingestuft sind, mögli​cherweise ausgeschlossen werden, sind auf Betriebsebene tiefgreifende Konsequenzen zu erwarten. Der EWSA sieht eine angemessene Auslaufphase als äußerst wichtig an, damit sich die Landwirte auf die neue Beihilferegelung für benachteiligte Gebiete einstellen können.

Ansprechpartner:
Arturo Iñiguez
(Tel.: 00 32 2 546 87 68 – E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu) 
11. GESUNDHEIT

· Maßnahmen zur Krebsbekämpfung: Europäische Partnerschaft
Berichterstatterin: Ingrid KÖSSLER (Verschiedene Interessen – SE)

Referenzen: KOM(2009) 291 endg. –  CESE 1938/2009

Kernaussagen:
Empfehlungen:

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt die Initiative der Europäischen Kommis​sion für eine europäische Partnerschaft zur Krebsbekämpfung. 2006 war Krebs nach Herz-Kreislauf-Erkrankungen die zweithäufigste Todesursache
.

Der EWSA unterstreicht die Bedeutung gemeinsamer EU-Maßnahmen im Wege von Informations​austausch, Fachwissen und vorbildlichen Verfahren.

Der EWSA weist auf die unakzeptablen Ungleichheiten der Krebsinzidenz und ‑sterblichkeit in den Mitgliedstaaten hin und fordert in den Mitgliedstaaten integrierte Krebsbekämpfungspläne mit klaren Zielen, auf die man bei der Durchführung hinarbeiten und anhand derer eine Bewertung abgegeben werden kann.

Der EWSA erkennt die große Bedeutung von Vorbeugungsmaßnahmen und einer gesunden Lebens​führung an, die einen Beitrag zum Wohlbefinden und zu einem gesünderen und längeren Leben des Einzelnen in der Zukunft leisten können.

In dieser Hinsicht kommt der Partnerschaft eine bedeutende Rolle zu.

Der EWSA unterstützt die Partnerschaft und möchte über seine lokalen und nationalen Kontakte in der Zivilgesellschaft einen aktiven Beitrag zu ihr leisten. Der EWSA verweist darauf, wie wichtig die Nutzung der Strukturfonds ist, die für den Gesundheitsbereich abgerufen werden könnten, jedoch in den Mitgliedstaaten nicht ausreichend genutzt werden.

Ansprechpartnerin:
Ewa Kaniewska

(Tel.: 00 32 2 546 81 17 – E-Mail: ewa.kaniewska@eesc.europa.eu) 
· Alzheimer-Krankheit
Berichterstatterin: Maureen O'NEILL (Verschiedene Interessen – UK)
Referenzen: KOM(2009) 380 endg. – CESE 1939/2009
Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) begrüßt die Mitteilung über eine europäi​sche Initiative zur Alzheimer-Krankheit und zu anderen Demenzerkrankungen, da darin ein ange​sichts der Bevölkerungsüberalterung für Europa sehr wichtiges Problem behandelt wird, das Auswir​kungen auf die Betroffenen, ihre Familien und die Gesellschaft hat.

Der EWSA empfiehlt Sensibilisierungskampagnen, durch die das Wissen der Bevölkerung über Demenz verbessert wird, um die Chancen für eine rechtzeitige Diagnose zu erhöhen und die Stigmati​sierung der Betroffenen zu verringern.

Der EWSA empfiehlt eine Ausweitung der Forschungsbereiche, die unterstützt werden sollen, und begrüßt den Ansatz der gemeinsamen Programmplanung im Forschungsbereich.

Der EWSA empfiehlt die Ausweitung der offenen Koordinierungsmethode auf den Gesundheitsbereich, damit die Entwicklung spezifischer einzelstaatlicher Strategien und Qualitätsrahmen für die Behandlung von Demenz gefördert werden kann. Das Gesundheitsprogramm und die Strukturfonds sollten zur Entwicklung von Pflegemodellen und zur Umsetzung lokaler Schulungsangebote für die Versorgung von Demenzpatienten in der akuten Pflege, der Langzeitpflege und der Pflege innerhalb des gewohnten Lebensbereichs genutzt werden.

Der EWSA unterstreicht mit Nachdruck, dass die Europäische Menschenrechtskonvention auf Demenzkranke angewendet werden muss.

Der EWSA unterstützt die in der Mitteilung enthaltene Aktion, unter Nutzung der im Rahmen des Gesundheitsprogramms bereitgestellten Möglichkeiten ein europäisches Netz zu errichten.

Der EWSA dringt darauf, die Mitteilung in Zusammenarbeit mit Alzheimer-Verbänden, Regierungen, der Kommission und anderen geeigneten Gremien, einschließlich des EWSA, auf allen Ebenen zu verbreiten und umzusetzen.

Ansprechpartnerin:
Ewa Kaniewska
(Tel.: 00 32 2 546 81 17 – E-Mail: ewa.kaniewska@eesc.europa.eu) 
12. VERBRAUCHERSCHUTZ

· Textilerzeugnisse - Bezeichnung und Etikettierung
Berichterstatter: Claudio CAPPELLINI (Verschiedene Interessen – IT)

Referenzen:  KOM(2009) 31 endg./2 – 2009/0006 (COD) – CESE 1928/2009
Ansprechpartnerin:
Claudia Drewes-Wran 
(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: claudia.dreweswran@eesc.europa.eu) 
· Von Fahrzeugen verursachte Funkstörungen (elektromagnetische Ver​träglichkeit)
Stellungnahme der Kategorie C

Referenzen: KOM(2009) 546 endg. – 2009/0154 (COD) – CESE 1934/2009

Ansprechpartner:
Luis Lobo
(Tel.: 00 32 2 546 97 17 – E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu) 
· Einfuhrbedingungen für lebende Tiere/frisches Fleisch – Tiergesundheits- und Hygienebedingungen 
Stellungnahme der Kategorie C

Referenzen: KOM(2009) 516 endg. – 2009/0146 COD – CESE 1946/2009

Ansprechpartner:
Jakob Andersen 

(Tel.: 00 32 2 546 92 58 – E-Mail: jakob.andersen@eesc.europa.eu) 
· Internet der Dinge - ein Aktionsplan für Europa
Berichterstatter: Zenonas Rokus RUDZIKAS (Verschiedene Interessen – LT)

Referenzen: KOM(2009) 278 endg. – CESE 1951/2009

Kernaussagen:

Der EWSA begrüßt die Mitteilung der Europäischen Kommission "Internet der Dinge - ein Aktions​plan für Europa"
 und stimmt zu, dass das Internet der Dinge (IoT) neue und bessere Arbeitsplätze schaffen, neue Geschäfts- und Wachstumsaussichten eröffnen sowie die Lebensqualität der Bürger verbessern wird, beispielsweise in den Bereichen Gesundheitsüberwachung, Verkehr und Umwelt​schutz. Der Ausschuss vermisst in dem Aktionsplan jedoch konkrete Aussagen vor allem in Bezug auf Zeit und Umsetzungsfristen, wohingegen angesichts des globalen Charakters des Internets der Schwerpunkt der Maßnahmen und Rechtsakte der Europäischen Kommission stärker auf internationa​le Organisationen und Abkommen gelegt werden muss. Der EWSA empfiehlt der Kommission daher, sich konkreter zu den Grundsätzen für die Verwaltung des IoT sowie zu der fortlaufenden Beobach​tung von Fragen der Wahrung der Privatsphäre und des Schutzes personenbezogener Daten zu äußern. Der EWSA erkennt außerdem die Bedeutung der Normung von Systemen und Verfahren an, unter​streicht aber, dass diese unter Berücksichtigung der Vielfalt und Besonderheiten der Sprachen, Kultu​ren und Traditionen der einzelnen Länder erfolgen sollte. Der EWSA begrüßt die Absicht der Kom​mission, weiterhin IoT-Forschungsprojekte des 7. Rahmenprogramms zu finanzieren, betont aber die Rolle des lebenslangen Lernens und der Techniken des Fernunterrichts bei der fortlaufenden Aktuali​sierung des Wissensstandes auf diesem Gebiet. Weiterhin hebt der EWSA hervor, dass geistiges Eigentum besser geschützt werden muss und eine eingehendere Untersuchung der Auswirkungen elektromagnetischer Wellen auf den Menschen durchgeführt werden muss, da die "elektronische Umweltverschmutzung" in der Zukunft zu Problemen führen kann.

Ansprechpartner:
Georgios Karageorgos
(Tel.: 00 32 2 546 87 54 – E-Mail: georgios.karageorgos@eesc.europa.eu)
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� 	Stellungnahme TEN/357, noch nicht im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.


� 	Quelle: Internationales Krebsforschungszentrum (IARC) 2007.


� 	KOM(2009) 278 endg.
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